
jede staatliche Einmischung negative Wirkungen zeitigen. Vom Staatskirchentum 
Ludwigs I. in Bayern profitierte die Kirche. Die Abhängigkeit katholisch-theo
logischer Fakultäten vom Staate (etwa in Tübingen) brachte nicht nur schmerzliche 
Beschränkungen, sondern gewährte der theologischen Forschung auch Freiraum 
gegenüber ultramontaner Bevormundung. Schließlich ist etwa die Pastoraltheo
logie als eigene theologische Disziplin eine Frucht des Josephinismus. Doch der 
Verf. bringt noch ein weiteres Argument für das Mißlingen der josephinischen 
Reformen, ein anthropologisches. Der Mensch sei eben nicht, wie manche Auf
klärer glaubten, reine Vernunft. Auch seine Frömmigkeit will sich vergegenständ
lichen. Zur Religion gehören daher auch die äußeren Formen, das Schauen, das 
Erleben, auch das Geheimnisvolle, Mystische. Soweit der Verf. dies erkennt, ist 
ihm voll zuzustimmen. Die Mißachtung dieser Tatsache führte damals zusammen 
mit der überstürzten Durchführung zum Widerstand des Kirchenvolkes. Sie tut 
dies aber auch heute noch, obwohl die Katholiken „aufgeklärter" sind als damals 
und obwohl die Liturgiereform des 2. Vatikanums aus dem Innern der Kirche 
kam. Hier sei auf manche „ultrakonservative" auch „mystisch-irrationale" Be
wegungen im Katholizismus der Gegenwart verwiesen, die letztlich nichts anderes 
sind als Protest gegen eine zu starke Rationalisierung der Religion. Zum Schluß 
ein Wort zur Ablehnung des Josephinismus als eines „Reformkatholizismus". 
Wenn man unter Josephinismus das österreichische Staatskirchentum versteht, die 
„Methode der Durchführung kirchlicher Reformen" zum Wohl des Staates, mag 
man dem Verf. rechtgeben. Aber das böse Staatskirchentum mit seinen oberfläch
lichen, unfruchtbaren Eingriffen läßt sich eben nicht so leicht von der guten, aus 
dem Innern der Kirchen kommenden (?) kirchlichen Aufklärung eines Muratori, 
eines Rautenstrauch, eines Wittola trennen, wie dies Hollerweger tut. Vielleicht 
muß man den Josephinismus daher doch komplexer sehen und den Einbruch des 
neuzeitlichen Denkens in das kirchliche Leben, das mehr war als Rationalismus 
und Moralismus, mehr auch als das Staatskirchenrecht des aufgeklärten Absolutis
mus, mit einschließen. Allerdings mag in Österreich die staatskirchliche Praxis 
stärker als anderswo die innere Erneuerung überwuchert haben. 

Aßling O t t o W e i ß 

Bratislava, hlavně město Slovenska. Pripojenie Bratislavy k Československej re
publike roku 1918—1919. Dokumenty [Preßburg, Hauptstadt der Slowakei. Die 
Angliederung Preßburgs an die Tschechoslowakische Republik im Jahr 1918—1919. 
Dokumente]. Spracovali [bearbeitet von] Vladimír H or v áth , Elemír Rá
kos, Jozef Wat z k a. 

Verlag Obzor, Preßburg 1977, 432 S., 24 Karten u. Abb. (Edition „Bratislava - fontes"). 

Das Archiv der Stadt Preßburg eröffnet seine Editionsreihe mit einer Doku
mentensammlung, die die Lostrennung der Stadt von Ungarn, ihre Einbeziehung 
in die Tschechoslowakei und ihre Bestimmung zur Hauptstadt der Slowakei zum 
Inhalt hat. Obwohl die 194 in diesem Band vereinigten Dokumente nur einen 
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Zeitraum von wenig mehr als zehn Monaten umfassen — das älteste stammt vom 
7. Oktober 1918, das jüngste vom 14. August 1919 —, geben sie über eine Fülle 
von Tatsachen und Ereignissen Auskunft, die durchwegs vor dem Friedensschluß 
von Trianon liegen, durch den die definitive Grenzziehung erfolgte. 

Bis zum 30. Dezember 1918 stand an der Spitze der Stadt, deren Bevölkerung 
damals zu fast 90 v. H. aus Deutschen und Madjaren bestand, der von der unga
rischen Regierung ernannte Obergespan. An diesem Tag übernahm namens des 
Arbeiterrats der deutsche Sozialdemokrat Paul Wittich als „Volkskommissar" 
die Amtsgeschäfte, aber schon wenige Tage später — nach der militärischen Be
setzung der Stadt durch tschechische Legionäre — folgte der von der Prager Regie
rung ernannte Župan, Pastor Samuel Zoch. Seit dem 4. Februar 1919 ist Preßburg 
Sitz des Bevollmächtigten Ministers für die Verwaltung der Slowakei, Dr. med. 
Vávro Šrobár. Die Demonstrationen für die Verwirklichung des Selbstbestim
mungsrechts kosten am 12. Februar 8 Menschen das Leben. 

Während die Tschechoslowakei ihre bei den Friedensverhandlungen erhobenen 
Ansprüche gegenüber Österreich auf Teile des Marchfeldes mit Hainburg, Deutsch-
Altenburg, Petronell, Marchegg, Dürnkrut und Hohenau zurückzog, wurden die 
Gebietsforderungen gegenüber Ungarn, die sich zunächst auf das slowakische Sied
lungsgebiet beschränkten und somit Preßburg nicht einbezogen, später bis zur 
Donau ausgedehnt und schließlich auch der Brückenkopf südlich der Donau in 
Engerau (Ligetfalu, Petržalka) und die Große Schüttinsel verlangt und auch er
reicht. Die Päne der Preßburger, ihre Stadt zu einer freien, autonomen Republik 
nach dem Muster der deutschen Hansestädte zu machen (Dok. 16), hätten keine 
Aussicht auf Verwirklichung. 

Weitere Schwerpunkte sind die Situation der madjarischen Elisabethuniversität 
und ihre Schließung, die Schwierigkeiten mit den Offizieren der italienischen 
Militärmission, die an der Spitze der tschechischen Legionäre aus Italien in die 
Slowakei gekommen waren und die sich nach Auffassung slowakischer Kreise zu 
madjarenfreundlich benahmen, oder die Schwierigkeiten bei der Vorbereitung 
und Durchführung des Empfangs des Bevollmächtigten Ministers für die Slowakei 
als des Repräsentanten der tschechoslowakischen Regierung, die zu einer Verärge
rung der hier den Ordnungsdienst versehenden Sokoln und im weiteren Verlauf 
zur Abberufung des Militärbefehlshabers der Stadt Preßburg, Oberst Riccardo 
Barreca, führte und von Verteidigungsminister Klofáč zum Anlaß genommen 
wurde, alle madjarischen Offiziere, Beamten und Mannschaften aus dem tschecho
slowakischen Militärdienst zu entlassen (Dok. 123). 

Die madjarische Bezeichnung der Stadt — Poszony — wurde noch bis Ende 
des Jahres 1918 auch in deutschen Berichten der „Preßburger Zeitung" gebraucht. 
Der neue, von der Prager Regierung ernannte Obergespan verwendet in slowa
kischen Schriftstücken die Bezeichnung Prešporok, die Prager Behörden greifen 
die von den Slowaken Amerikas vorgeschlagenen Namen Wilsonov oder Wilso-
novo město (Wilsonstadt) auf, die italienischen Offiziere sprechen von „Pres-
burgo". Erst der Ministerratsbeschluß vom 19. Februar 1919 ordnet die Verwen
dung der Bezeichnung Bratislava an, die erstmalig am 17. Januar 1919 anläßlich 
des bevorstehenden Eintreffens der Regierung gebraucht wurde. Aber auch jetzt 
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schwankt der Gebrauch zwischen Bratislav und Bratislava. Eine Änderung der 
Straßennamen wurde erst am 29. Juni verfügt. Der Festzug anläßlich des Emp
fangs der Regierung bewegte sich noch laut Festprogramm durch die Erzherzog-
Friedrich-Straße und über den Kaiser-Wilhelm-Platz. 

Als verläßlicher Chronist aller Ereignisse hat sich die „Preßburger Zeitung" 
— „zwar in deutscher Sprache, aber mit echt ungarischem Herzen geschrieben", 
wie sie ihren Lesern noch am 24. November 1918 versichert — erwiesen. Ihr ent
stammt ein Großteil der in die Sammlung aufgenommenen Berichte, über die keine 
anderen Unterlagen mehr auffindbar waren. Allerdings vermißt man eine Er
wähnung des für das Preßburger Deutschtum wichtigsten Ereignisses, der Grün
dung des Deutschen Volksrats, über das die „Preßburger Zeitung" am 17. De
zember 1918 und auch der „Grenzbote" vom gleichen Tag ausführlich berichtet 
haben. Die Protokolle des Munizipalausschusses wurden auch noch im Jahr 1919 
in madjarischer Sprache, gelegentlich auch in deutscher Sprache geführt. Die Pla
katanschläge des neuen Zupans sind in der Regel dreisprachig — slowakisch, 
deutsch und madjarisch — abgefaßt, hier wird nur der slowakische Text veröffent
licht. Die Referenten des Bevollmächtigten Ministers für die Verwaltung der 
Slowakei amtieren — trotz des slowakischen Briefkopfes — in tschechischer 
Sprache. Daraus erklärt sich, daß in der vorliegenden Dokumentensammlung un
gefähr je ein Viertel der abgedruckten Quellen in deutscher, slowakischer und 
tschechischer Sprache abgefaßt und wiedergegeben ist, während sich der Rest auf 
madjarische, italienische und französische Texte verteilt. 

Die Dokumente sind durchwegs in der Originalsprache und ungekürzt publi
ziert und mit slowakischen Regesten versehen. Die Aufnahme einiger Quellen
stücke mag man für entbehrlich halten — etwa die Bestellung von Eintrittskarten 
für die Aufführung der „Verkauften Braut" durch Župan Kállay (Dok. 105) — 
anderseits sind Lücken festzustellen: So bezieht sich Dok. 38 auf die ungünstige 
Demarkationslinie, die vom Bevollmächtigten der tschechoslowakischen Regierung 
in Budapest, Dr. Milan Hodža, vereinbart wurde, der Wortlaut dieser Verein
barung wurde aber nicht in die Sammlung aufgenommen. Zahlreiche Dokumente 
lassen die Reaktion auf die Ansprüche erkennen, die Deutsch-Österreich auf Preß
burg erhob, es sind aber weder Pkt. 5 der Staatserklärung vom 22. November 
1918 über Umfang, Grenzen und Beziehungen des Staatsgebietes von Deutsch-
Österreich (Staatsgesetzblatt Nr. 41), noch frühere Gebietsforderungen, etwa Mül-
ler-Guttenbrqnns Schrift „Wohin gehört Deutsch-Ungarn?", enthalten, auf die 
Dokument Nr. 1 Bezug nimmt. 

Der Dokumentation selbst ist ein 40 Seiten umfassendes Verzeichnis vorange
stellt, das den Text der Regesten wiederholt und daran einige, meist ziemlich 
nichtssagende Erläuterungen anschließt. 

Das für die Benützung wichtigte Namensverzeichnis bietet ausführliche bio
graphische Daten, die allerdings meist nur bis zum Jahr 1919 fortgeführt sind; 
das weitere Schicksal und das Todesjahr wird nur in Ausnahmefällen angeführt. 
Leider ist das Verzeichnis nicht vollständig, es fehlt etwa der auf S. 258 genannte 
Referent für das Unterrichtswesen des Bevollmächtigten Ministers für die Ver
waltung der Slowakei Anton Štefánek (1877—1964) oder der wiederholt er-
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wähnte Funktionär des Deutschen Volksrats und Präses der Deutschen radikal-
demokratischen Partei Alois Zalkai. Bei dem als „Volvod" bezeichneten sieben-
bürgischen Minister handelt es sich um den rumänischen Ministerpräsidenten Alex
ander Vajda von Vojvod (1873—1950), der Name des Nuntius „de Ronzo" 
(S. 305) lautet richtig Theodor Valfré di Bonzo. 

Eingeleitet werden die Dokumente durch einen kurzen geschichtlichen Über
blick aus der Feder des Dozenten Miroslav Kropilák DrSc. Eine Kurzfassung des 
Vorworts und der Einleitung ist in russischer, deutscher und französischer Sprache 
beigefügt. Ein Bilder- und Kartenanhang vervollständigt diese nützliche Doku
mentation. 

Linz H e l m u t S l a p n i c k a 

Josef S t an z e l, Die Schulaufsicht im Reformwerk des ]. I. von Felbiger 
(1724—1788). Schule, Kirche und Staat in Recht und Praxis des aufgeklärten 
Absolutismus. 

Ferdinand Schöningh, Paderborn 1976, 427 S. (Rechts- und Staatswissenschaftliche Ver
öffentlichungen der Görres-Gesellschaft NF 18). 

Der Untertitel ist mitzulesen. Denn es geht dem Verf. nicht um eine isolierte 
Analyse der Felbigerschen Reformen, vielmehr wird dessen Reformwerk und eines 
ihrer kennzeichnenden Merkmale, die Schulaufsicht, gesehen als ein Teil des um
fassenden historischen Prozesses der Staatswerdung im Zeitalter des aufgeklärten 
Absolutismus. Hinter der vorliegenden Untersuchung verbirgt sich somit eine 
— klar gegliederte, methodisch ausgezeichnete — Darstellung der Entfaltung des 
Staatsgedankens und seiner allmählichen Realisierung in Preußen und Österreich, 
wobei der sich wandelnden Stellung der Kirche das besondere Augenmerk gilt. 
Im Mittelpunkt der Betrachtung freilich steht die Schule. Und das zu Recht, denn 
ihr kam in den Entwicklungen des 18. Jh. eine Schlüsselstellung zu. Unterstand 
doch das Schulwesen, von wenigen Ausnahmen (Stadtschulen) abgesehen, bis weit 
in die Neuzeit herein der Kirche, während nunmehr der Staat seine Bedeutung 
zur Heranbildung guter Staatsbürger immer stärker erkannte. Was lag nun näher, 
als im Rahmen der sich festigenden Staatskirchenhoheit den kirchlichen Stellen 
als ausführenden „Staatsorganen" die Reform und die Kontrolle der Schule an
zuvertrauen, und dies nicht nur in protestantischen Ländern, sondern auch in 
katholischen. Hier ist auch der Ort J. I. von Felbigers. Sein Werk gilt dem Verf. 
für sein umfassendes Thema als Veranschaulichungsgegenstand. Denn Felbiger, 
ein Mann der kath. Kirche, hat im Auftrag zunächst des protestantischen Preußen, 
dann des katholischen Österreich, das Elementarschulwesen durchorganisiert und 
es einer straffen Kontrolle unterworfen, Maßnahmen, die auch dort, wo die Schul
auf sieht eine „geistliche" war, der Ausformung der Schule zu einer Staatsanstalt 
und damit dem Aufbau des modernen Staates zugute kamen. 

Teil I, überschrieben „historisch-systematische Grundlegung", bietet einen vor
züglichen Überblick über Staatstheorie und Staatswerdung in Preußen und öster-
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